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in dern Berrufungsverfah ren

gegen

- Prozessbevollmächtigte: I

hat die 14. zivilr<ammer des Landgerichti; Lübeck rauf die
'1 6.05.r201i] durr:h den Vi;:epräsidenten des Landgerichts
Landgericl'rt Nar;er und den Richter am Liandgericr^rt Bick
fur Recht erkannt:

- Ktagerin und Berufungsbeklagte _

mündliche Verhandlung vom

Schneider, die Richterin am



-

Dier Berufung der Beklagten gegen das am 18. August 201 'l

verkündete Urteil des Amtsgerichts Liibeck wird

zuruckgewiesen.

Die Beklagte tragt die Kosterr des Berufungsverfahrens.

Da:; Berufungsurteil und das erstinstanzliche Urteil sind ohrre

Sicirerheitsleistung vorläufig vollstrect ;bar,

Gründe:

Auf das,Abfassen eines Tatbestandes; wird gemäß SS s40 Abs. 2, 31G a Abs. 1 Zpo
weitgehend verrzichtet.

Die l3eklargte t'rat in zulässiger Weise Berufung gegen das am 18. Augr;st 20i 1 verkündete
Ufteil des Amtsgerichts Lübeck eingeter;t.

ln der Sa.che streiten die Parteien um den Umlang der Darlegungs- und Beweislast bei
Rrickgabe einer Mietsache im Fall eines; angemierteten Kraftfahrzeuges;.

Die [3erufr"rngs klägerin beantragt,

das am 18.08.2011 verkündete Urteil des Amtsgerichts Lübeck - 24 C 17A4111 -

ab;:uäncJern und clie Klage abzuurejsen.

Die Eierufungsbeklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Berul'ung der Beklagten ist in cler Sache ohne Er{olg. Die Entscheidung des
Amtsgerichts beruht nicht auf einer Rechtsverk:tzung ($ s46 zpa): nach g szg zpo
zugrunde zu legende Tatsachen rechtfertigen eine andere Entscheiduno nicht.



Zur Begrünclung verweist die Karrnmer zunrächst vollumfänglich auf die rechilich
zutreffenden Gründe in dem angefochtenen Urteil.

Ergänzend führt die Kammer aus:

1.

Die Klägerin lrat als Vermieterin des l(raftfahrzeuges rJie Darlegungs;- und Beweislast fur
eine Mangelfreiheit des Fahrzeuges bei Beginn des Mietverhältnisses, Dem hat die
Klaqerin hier genüge Eetan. Der weitere, streitgegen-qtändliche Schaden lag ausweislich
des Übergaberprotokolls bei Mietbeginn nicht vor und oie Beklagte hat insoweit auch nicht
hinreichend schlüssig vorgetragen und im Übrigen auch keinen Beweis dahin geführt,
dass dieser silreitgegenständiiche weitrere Schaden bei Mietbeginn vorlag. Das ist in dem
Urteil ders Anrtsgerichts in berufungsrechtlich nicht zu beanstandender Werse dargelegt
worden, iluch was die Eeweiswürdigunr3 angeht.

lm l'linbli':k auf die Beweiswürdigung lrat die Kammer berücksichtigt, dass sie gemäß g

529 Abs' 1 Zitter 1 ZPo an die erstinstanzlich festgr:stellten Tatsachen gebunden ist,
sovreit ni'oht konkrete l\nhaltspunkte ilweifel an der Richtigkeit und Vollständigkeit der
ents:heidungserheblichen Feststellungen begründerr und deshalb eine erneute
Feststellung gu'bieten. /rn einem solchern konkreten Zweifel fehlt es hier. Die Karnmer hat
insoweit beachtet, dass Fehler der Beweiswürdigung Lr. a. sind widr:rsprüche zwischen
der plrotol'iollierten Aussage,und den unleilsgründen, ein Verstoß gegen Denkgesetze oder
allgenteine Erfahrungssätze sowie z. B. eine Verkennung des Beweismaßes. Dabei muss
der l-atrichter nach $ 2ere Abs. 1 s. 2 itPo (lediglich) die für seine überzeugungsbitdung
ieitenden Gründe angelren. Es muss erkennbar werden, dass er das parteivorbringen
erfasst haLt unrj seine A,useinandersetzung damit mus{i argumentativ sein. Andererseits
muss; er sich in dem urteil nicht mit jedem Gesichispunkt oder jeder Behauptung
ausd:ücklich orjer gar ausführlich auseinandersetzen, elrforderlich ist nur, dass sich aus
den Grünclen ergibt, dass eine sachgerechte BeurteilunrJ im Sinne von g 2g6 Abs. 1 S, 1

ZPo Überlraupt stattgefunden hat. Die Entscheiciungsgr'ünde sollen irn übrigen nur eine
kurze Zus:amrnenfassung der Erwägungen enthalten, auf denen die Entscheidung in
tatsächticher und rechflicher Hinsicht beruht, $ g1g Abs. g ZpO (vgt, Doukotf,
Zivilrechtliche l3erufung, 4' Auflage, Rrr 367 ff rnit Hinweisen auf dier höchstrichterliche
Rechjtspre0huniS).



Bei Zugrun<lelegung dieser rechtlichen Kriterien sind dem angegriffenen Urteil
Beweisudrdigungsfehler nicht zu entnehmen. Dass unter Umständen auch eine
Beweisrarürdigung mit einem anderen Beweisergebnis möglich sein könnte, begründet
nicht Felrler cier Beweiswürdigung.

t.
Die Klägerin trifft als Vermieterin auoh die Darlegungs- und Beweislast hinsichlich der
Kalsalitäit für die Ursache des Schacjens im Obhutsicereich der Be;klagten als Mieterin
durch Ausscfrluss der eigenen Verurs;achung oder derr Verursachunrg durch Dritte, Der
Nachweils dieses Ausschlusses ist allerdings dann entbehrlich, wenr.l feststeht, dass die
MieLsache durch Mietgebrauch beschädigt wurde. In diesem Fall trifft die Beklagte als
Mieterin rlie Darlegungs- und Beweislast, dass der streitgegenständliche weitere Schaden
von ihr nicht;lu verlreten ist (vgl, BGI-i, ZMR 2005, 1it6 ff. palandt/EIGB_Weidenkafi,72.
Auflage 21013, $ 538 Rn 4 mit Hinweisern auf die obergerrichtliche Rechtsprechung). Dieser
Darlegungs- und Beweislast konnte dier Beklagte hier nicht genügen, wie das Amtsgericht
zutreffenci festgestellt hat. Die Beweisaufnahme insoweit und beweisrechiliche wertung
durch das; Amtsgericht sind nach Maßgabe der o. a. Kriterien berufungsrechilich nicht zu
beanstanrJen.

Frgänzend führt die Kanrme.r aus:

Der {ichaden ist hier bei Mietgebrauch erntstanden.

Zum Mietgebrrauch gehört auch das Abstellen auf dem frei zugänglichen
Parkrlelände/ölTentlich zugänglichen Holf der Klägerin ats; Vermieterin. Die Beendigung des
Mietv'ertrages u(ar hieilrertraglich durch Zeitablauf bestimmt auf den 80. uanuar 2011,
08:0() Uhr morg;ens. Die einseitige (btoße) Besitzaufgaber flups6 den Mieter durch Absteilen
des Fahr;:eugeis bereits in der Nacht zuvor und Einwurf des sohlüssets in einen
Einwurfkas;ten beinhaitet keine vorzeitige Beendigung des Mietvertrages; dass der
V'ermieter eine solche Rückgabevorric;htung optional vorhält, kann in Ansehung der
tatsächlichen \/erhältnissen, wie sie hier vorliegen, nicht als willernserklärung dahin
gedeutet werden, dass dradurch ein (vor;:eitiger) Mietaufhebungsvertrag wirksam zustande
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kornmt. Der flückgabevorrichtung ist elin solcher Zweck im vorliegenclen F:all ebenso wenig
beizumerssenr wie eine Regelung tiber die Risikoverteilung bei einem nächlichen
Schadensfall auf dem $-lof.

Dass derr Schaden hier durch Mietgebrauch entstanden ist, durfte sich im übrigen aus
dern Schaderrsbild ergeben, das eine typische dellenhafte Beschädigung durch Rangieren
uncl Parkvorgänge eines Klein-Lkws wiederqibt,

Die prozessuralen Nebenentscheidungran beruhen auf gg gT, ZOg Zitfer 1A,711,71g ZpO.

lichneider Nagel []ick
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